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DerSchneefallunddie Strassenbahnen .Dergesterneingetretene
Schneefallmachtees notwendig ,dass bereits in denersten

Nachmittagsstundendie Aussenliniender Strassenbahnmitden
motorisch betriebenen Schneesäuberungsmaschinen befahren werden

mussten .DerVerkehrder Strassenbahnkonntebis zumfahrplan¬
mässigemBetriebsschlusseanstandslosdurchgeführtwerden .Nach

Betriebsschluss wurdeeine allgemeine ReinigungdesSchienen¬
wegesin Angriffgenemmenundes warnotwendig,einzelne
Streckendie ganzeNachthindurchvonden Schneemengenzu
säubern .DiePferdeschneepflügehabendie Reinigungbereitsum
1 Uhrfrüh begonnen .DerFrühverkehrkonnte ,fahrplanmässigohne
jede Einziehung von Beiwagenauf allen Linienaufgenommen
werden .3800Personnenwarenmit denReinigungsabbeiten
beschäftigt ,undes wartrotz der herrschendengrossen
Arbeitslosigkeitnicht möglich ,mehrPersonenfürdie
Säuberungsarbeiten zu bekommen .Umeinen raschen undguten
Erfolgzu gewährleisten ,ist natürlichdie angegebeneZahl
der Arbeiter ,unterdenensich einegrosseAnzahlJugendlicher
befand ,nichtzureichend.

TrauerfeierfürDr .vonDorn .DerdemokratischeParteiverband
des Wiener Gemeinderates veranstaltet am Montag ,27 .. M.

um 26 Uhr abends in Saale des niederösterreichischen Gewerbe
vereines ,. BezirkEschenbachgasse7 ,eine Trauerfeier ,für
den in der Sylvesternacht versttrbenen Gemeinderate Dr .von

Dorn .Die Freunde und Parteigenossen des Verstorbenen werden
hiemiteingalden ,an dleserTrauerfeierteilzunehmen .
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DieHandhabungderSteuerpraxig .In derSitzungdesStadt-¬
rates vom23 . . M.erstattete StR .Dr .Kienböckeineneinge¬
hendenBerichtüberdieHärtenderSteuerpraxis.DerBericht-¬
erstatterbeantragteandasStaatsamtderFinanzensofortmit
folgendem Begehren heranzutreten :1 .Die GemeindeWienver - ¬

urteilt mit aller Schärfe das Vorgehender staatlichen Finanz¬
organebeiBemesswngundEinhebungderEinkommen- ,Kriegs-¬
und Erwerbssteuer .Hatte schon das Gesetz vom12 .Dezember
1918einenin mehrfacherRichtungbedenklichenWegbeschritten
so hat dessen Handhabungdurch die Organe derstaatlichen
Steuerverwaltungvollends unerträgliche Zuständegeschaffen ,
deren sofortige Abstellung nicht energisch genugverlangt
werdenkann .DasVerfahrender Finanzorganetreibt ruhige

BürgerzurVerzweiflungunduntergräbtdieSteuermoralfür
die weitereZukunft .2 .Wasdie Steuerpraxisanbelangt ,so
muss eine besonnene ,die jetzigen wirtschaftlichen Zustände

insbesonderein denmittlerenBevölkerungsschichtenberück¬
sichtigendeVorgangsweisegefordertwerden ,welchedieFort¬
führungderohnehindurchdenDruckderZeitgefährdeten
Unternehmungeninsbesondereauchder kleinerenundmittleren

ermöglichtunddadurchdenFortbestandwichtigerSteuerquellen
sichert unddie drohendeVermehrungderArbeitslosigkeit
bannt .ImVerfahrender Steuerveranlagungsorganemussjede
Willkür ,jedesVerbergenderAuskunftsquellen,jedeHeran¬
ziehung bedenklicher Auskunftspersonen und jedes Ausspielen
vomKonkurrenten gegeneinander endlich aufhören .JedeExeku¬

tion zur EinbringungvonSteuern ,die nicht imregelmässigem
Verfahrenbemessensind ,hat sofort aufzuhören .3 .Beider
dringenden Reform der geltenden Vorschriften soll das Ziel

eine moderne ,einfache und gerechte Regelungderdirekten
Steuernsein .HiebeiwolleninsbesonderefolgendePunktebgrück-¬
sichtigtwerden :a )FürnachderGebührdesVorjahreseinzu¬
zahlenderückständigeBeträgegelten weiterhindie Zinsenim
Ausmassedes Gesetzes vom9 .März1870 ,bezw .23 .Jänner1892 .

b )Hat der Steuerträger eine geringere Gebühr ,als imVorjahre

zu erwarten ,so hat die Steuerbehörde über Verlangendes

SteuerträgerseinevorläufigeBemessungzugeben .c )Fürdie
vorläufigen Bemessungen haben die von den Steuerträgern vor¬

gelegten Bekenntnisse ausnahmslos die Grundlage zubilden .

d )FürvorgelegteEinkommensteuerbekenntnissebis zurHöhe
von 20 . 000Kronen sind ,vorausgesetzt ,dass nicht gewichtige

Bedenkengegen die Richtigkeit bestehen ,dieBemessungen
sofort ohneweitere Einvernahmeder Partei ,derKommission
zur Beschlussfassung vorzulegen .e )Die Staatsverwaltung hat

die Steuerbehörde zu beauftragen ,die vorläufigen Bemessungen

binnenlängstens3 Monatenin endgiltigeumzuwandeln.Nach
Ablaufdieser Frist ist eine Aenderungder vorläufigenBemeseu
sungennicht mehrzulässig .f )EingebrachteSteuerrekursesind
ausnahmslosbinnendrei Monatenzu erledigen .g )DieKriegs¬
anleiheist zurVerwendungbeiEinzahlungderEinkommensteuer
und anderer direkter Steuern mit mindestenseinemViertelzum
Emissionskursezuzulassen .h )DieallgemeineErwerbssteuerist
imJahre1919in drei Raten ,undzwar1 .März ,1 .Juliund
1 .Oktober ,die Einkommen -und Rentensteuer in zwei gleichen

Raten1 .Aprilund1 .Septemberzubezahlen.i )DieRegierung
wird weiters aufgefordert ,eine einheitliche Personalsteuer
mit Ausschaltungaller Doppelbesteuerungeneinzuführen ,wobei
auf die verschie denen Einkommenquellendurch Anwendungver¬

schieden aufgebauterSteuerskalen ( Staatssteuer ,einschliess¬
lichautonomerZuschläge)Bedachtzunehmenwäre .k )Schon
heuteaberwirdmitRücksichtaufdietraurigewirtschaftliche
Lageder gewerblichenBetriebe gegendieKontingenterhöhung
der Erwerbssteuer Stellung genommenund die Veranlagungder
allgemeinenErwerbssteuernachdemtatsächlichenErtrageund
nicht nach der mittleren Ertragsfähigkeit verlangt .

Andas Referatknüpftesich eine längereDebatte .
StR .Schmidwiesdaraufhin ,dass durchdiegegenwär¬

tige SteuerpolitikIndustrieundGewerbevollständigvernichtet
werden .DieFolgenfür denStaat unddie Stadt Wienseien

unabsehbar .
StR .Dr .Heinbezeichnetesals eineausserordentliche

Härte ,dass in einer Zeit des NiedergangesSteuernbezahlt
werdenmüssen ,welcheder Hochkonjunkturangepasstwaren .Die
gegenwärtigeSteuerpraxisbedeutedenRuinderSteuerträger.
Er wünscht ,dass Kriegsanleihen in einem grösseren Perzentsatze

zuBezahlungderKriegsgswinnststeuerangenommenwerden.

VB .Rain bespricht die Notwendigkeitder Erhaltungder
IndustrieunddesGewerbestandes ,beidemsoraschalsmöglich
zu erfolgenden Aufbaudes Staates .Bei dergegenwärtigen

Steuerpraxis müssedie Bevölkerungunter der Steuerlast zu¬
sammenbrechen .Die Existenzfrage des Gewerbestandes sei aber

gleichbedeutendeiner Arbeiterfrage .Rednerteilt mit ,dass
die allgemeine Erwerbssteuer im zweiten Halbjahre 1918von

7 Millionenauf 23Millionen ,die Personaleinkommensteuervon
47Milliobenauf 66Millionen ,die Kriegsgewinststeuervon
56Millionenauf235MillionengegenüberdemletztenBalbjahre
1917angewachsensei . Vangakvn335nel Saflene

StR .Melcher weist darauf hin ,dass durch das Vergehen

der SteuerbehördeDeutschösterreichzu Gunstenderanderen
Staaten zugrundegerichtet werde .Er tritt ebenfalls füreinen
grösserenProzentsatzder Kriegsanleihebei Bezahlungder
SteuerneinundwünschtdabeigewisseKautelen ,daßhiefürnur
Kriagsanleiheverwendetwird ,für welcheder Nachweisder
Zeichnungvoneiner Bankerbracht wird ,nicht ewaKriegsan¬
leihen ,welche vielleicht auf Schleichwegen erworbenwurden .

StR .Emmerlingwünschteine AenderungdesSteuersystems .
åmzweckmässigstenwärees ,dieTersonalsteueralsGrundlage

rmken enkne
Anderer¬euerganzabzuschaffen.zuhehmenunddieFrwerbs

seits dürfe nicht ausser Acht gelassen werden ,dass derStaat ,
das ist die Gesamtheit aller Mitbürger Geld braucht ,undes

wärevn de dehft zu betonen ,dass die Gemeindevertretungsich
derErkenntnisnichtverschliesse ,dassdie Ausgabendes

Staateshereingebrachtwerdenmüssen.
StR .Müllerwünscht,dassdieGewerbetreibendendurch

eine übersichtlicheBuchführungin der Lagesein sollen ,der
Steuerbshördejederzeit über ihre GeschäftsgebahrungAufschluss
zugeben .

StR .Körber erklärt ,es seien ihm Fälle bekannt ,in

welchenvonderSteuerbehördeGeschäftsbücher,welchedieAuf-¬
zeichnungen nach der einfachen Buchführung enthielten nicht
als Belegeanerkanntwarden.

StR .Breuerwendetsich gegendie LeitungdesStaatsamtes
für Finanzenundbezeichnetden gegenwärtigenLeiter nichtals
dengeeignetenChefdiesesAmtes.

StR .Jung bespricht das Vorgehender Steuerbehördenbei

der Ermittlung des der BesteuerungunterliegendenGewinnes,
wobeidieSteuerbehördensichoftnichtganzeinwandfreier
Mittelspersonenbedisnen. desSaveseemamenthen

StR .Dechantverlangt eine ReformVderSteuerämter .
StR .Vaugoinbezeichnet es als einenzverfehlten Weg ,wenn

man jetzt die Versäumnisse in der Besteuerung währendder
Kriegszeitdurchein kopflosesUeberhasteneinbringenwill .

Beider Abstimmungwerdendie Stadtratsanträgeeinstimmig
angenommen,die einzelnenAnregungenwerdendemMagistrate
zur Berücksichtigungübermittelt .

—. —. —. —— .—. . —.— .— .—
Zulagenfür die Zugsführerundfür Platzdienstebeiden
Strassenbahnen .In der letzten Stadtratsitzung berichtete Sth .

Vaugoin über die den für die Zeit des Uebelstandes als besondere
ZugführerverwendetenFahrbedienstetender Strassenbahnen ,sowie
den Platzdienst leistenden Fahrbediensteten zugewährenden

Zulagen .Denselben wird für eine ganze Schicht auf die Dauer

dergegenwärtigenVerhältnisserückwirkendab1 .Jänner1919
eine Zulage von K . 60gewährt ,gleichgiltig ,obdies

NagenführeroderSchaffnerbetrifft .DemFlatzdienstsindauch
die Signalposten ,nicht aber Weichenwächter ,Kupplerunddergl .

zuzuzähler .

DerZustandder Hausbesorgerwohnungen .In der letztenSitzung
des Stadtrates berichtete StR .Spalowsky über den Antrag des

GemeinderatesDopplerbetreffenddenZustandderHausbesorger -¬
wphnungen .Im Magistratsbericht wird darauf hingewiesen ,dass

bei der Beseitigungder herrschendenUebelständeinden
Hausbesorgerwohnungen nur mit Teilarbeiten begonnenwerden

kann ;undda mussbei den besondersschlechtenWohnungen
begonnenwerden.UeberdieFormderErhebungenmüssder
Gemeinderatsausschusswfürstädtische Wohnungsfürsorgeberaten .
Aberbei denErhebungenallein kannes hicht bleiben ,sondern
es müsseauchdie Fragebeantwortetwerden ,in welcherWeise
und durch welche Mittel Abhilfe wenigstens in denschwereren
Fällen baldmöglichsterreicht werdenkann .

. . . . . — .
DieForderungenderArbeiterderElektrizitätswerke .StR.
Schmidberichtete in der letzten Sitzung des Stadtrates über
die Forderungen der Arbeiter der Elektrizitätswerke undteilte
mit ,dass die VerhandlungendarüberimZugesind ,DieDirektior
wird ermächtigt ,jedem Arbeiter einenVorschuss von 50Kronen
auf die mit Giltigkeit vom1 .Jänner beabsichtigte Aufbesserung

der Entlohnung zu gewähren .Die Gesamtkosten belaufen sich auf
95. 000Kronen.

Kriegssteuereinzahlungen .Dasstädtische ZentwalSteueramt ,
. Bezirk Rathausstrasse 14 ersucht ,wegen des derzeitigen star¬

kenGeschäftsgangesfür EinzahlungenderKriegssteuermittelst
Kriegsanleihe auch die wenig benützte Zeit von 8 bis 10Uhr

vormittags zu verwenden ;die meisten Einzahler erscheinen fast
gleichzentig in den Mittagsstundenundverzögerndadurchdie
Parteienabfertigung.
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